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Betr.: Vorschlag fur eine Richtlinie des Europaischen Parlaments und des Rates

Uber bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler
Inhalte (erste Lesung)

— Allgemeine Ausrichtung

Die Delegationen erhalten anbei die Artikel und einige Erwadgungsgriinde des vorgenannten
Vorschlags in der vom Vorsitz vorgeschlagenen Kompromissfassung, damit auf der Tagung des

Rates (Justiz und Inneres) am 8./9. Juni 2017 eine allgemeine Ausrichtung festgelegt werden kann.

Anderungen gegeniiber dem Kommissionsvorschlag sind durch Fettdruck, gestrichene Textstellen
durch (...) gekennzeichnet. In den FuBBnoten wird Fettdruck zudem fiir die Hervorhebung von

Schlisselwortern verwendet.
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In den FuBnoten werden folgende Kurztitel verwendet:

"Richtlinie iiber die Rechte der Verbraucher': Richtlinie 2011/83/EU des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 iiber die Rechte der Verbraucher, zur
Abénderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates sowie zur Authebung der Richtlinie 85/577/EWG des
Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Européischen Parlaments und des Rates

- "Datenschutz-Grundverordnung': Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der

Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
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ANLAGE

Artikel 1
Gegenstand

Zweck dieser Richtlinie ist es, einen Beitrag zum reibungslosen Funktionieren des
Binnenmarkts zu leisten und gleichzeitig ein hohes Maf} an Verbraucherschutz zu bieten',
durch die Festlegung gemeinsamer Vorschriften iiber bestimmte Anforderungen an Vertrige

zwischen Anbietern und Verbrauchern:

— fiir die Bereitstellung digitaler Inhalte oder einer digitalen Dienstleistung (...),

insbesondere Vorschriften liber
— die VertragsmifBigkeit digitaler Inhalte oder einer digitalen Dienstleistung,

— die Abhilfen bei Vertragswidrigkeit oder nicht erfolgter Bereitstellung und die

Modalitdten der Inanspruchnahme dieser Abhilfen, sowie

— (...) die Anderung digitaler Inhalte oder einer digitalen Dienstleistung und die

Beendigung langfristiger Vertrige.

Weitere Ziele der Richtlinie, die in Punkt 1 der "Politischen Leitlinien" vom Juni 2016 (Dok. 9768/16)
aufgefiihrt werden, sollten in die Erwédgungsgriinde aufgenommen werden [Erwagungsgriinde 3 bis 7]:
so z. B. groflere Rechtssicherheit, Verringerung der Transaktionskosten, Vereinfachung der
Abwicklung EU-weiter Kaufgeschifte fiir Unternehmen, insbesondere kleine und mittlere
Unternehmen ("KMU"), und Stirkung des Vertrauens der européischen Verbraucher bei
grenziiberschreitenden Kaufgeschéften.
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Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

(M

(1a)

"digitale Inhalte" Daten, die in digitaler Form hergestellt und bereitgestellt werden,
darunter Videodateien, Audiodateien, Anwendungen, digitale Spiele und sonstige

Software;2
"digitale Dienstleistung"

a) eine Dienstleistung, die dem Verbraucher die Erstellung, Verarbeitung oder
Speicherung von Daten in digitaler Form oder den Zugang zu diesen Daten

ermoglicht (...), oder

b) eine Dienstleistung, die die gemeinsame Nutzung von oder jede sonstige Interaktion
mit Daten in digitaler Form ermdglicht, die vom Verbraucher und von anderen

Nutzern dieser Dienstleistung hochgeladen oder erstellt wurden;’

In den Erwdgungsgriinden sollten Beispiele fiir digitale Inhalte aufgefiihrt werden (Filme,
Musikdateien, Spiele, E-Books oder andere elektronische Veroffentlichungen, die aus dem Internet
heruntergeladen oder gestreamt werden konnen); dies konnte wie folgt formuliert werden:

"Diese Richtlinie sollte die Probleme angehen, die bei den verschiedenen Kategorien von digitalen
Inhalten und digitalen Dienstleistungen und ihrer Bereitstellung auftreten. Um mit der raschen
technologischen Entwicklung Schritt zu halten und den Begriff "digitale Inhalte" zukunftsfest zu
machen, sollte die Richtlinie unter anderem Filme, Musikdateien, Spiele, E-Books oder andere
elektronische Verdffentlichungen erfassen, und auch digitale Dienstleistungen, die die Erstellung,
Verarbeitung oder Speicherung von Daten ermédglichen, einschlieflich Software as a Service, wie
die gemeinsame Nutzung von Video- oder Audioinhalten und andere Formen des Filehosting,
Textverarbeitung oder Spiele, die in einer Cloud-Computing-Umgebung und in sozialen Medien
angeboten werden. Obgleich es zahlreiche Mdglichkeiten fiir die Bereitstellung digitaler Inhalte
gibt, wie die Ubermittlung auf einem physischen Datentréiger, das Herunterladen auf Gercite des
Verbrauchers, Web-Streaming oder die Erméglichung des Zugangs zu Speicherkapazitdten fiir
digitale Inhalte oder zur Nutzung von sozialen Medien, sollte diese Richtlinie unabhdingig von der
Art des fiir die Dateniibermittlung oder die Bereitstellung des Zugangs verwendeten Datentrdigers
fiir alle digitalen Inhalte und digitalen Dienstleistungen gelten. Diese Richtlinie sollte jedoch nicht
fiir die Bereitstellung des Zugangs zum Internet gelten."

In den Erwdgungsgriinden sollten auch Beispiele fiir digitale Dienstleistungen aufgefiihrt werden:
Software as a Service, wie Textverarbeitung, die Bearbeitung von Video- und Audiodateien, Spiele
und andere Software, die in einer Cloud-Computing-Umgebung angeboten werden, die gemeinsame
Nutzung von Daten und andere Formen des Filehosting (siehe den vorgeschlagenen Wortlaut des
Erwdgungsgrunds in der vorstehenden Fufinote).
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2

3)

“

)

"Integration" die Verbindung und die Einbindung von digitalen Inhalten oder einer
digitalen Dienstleistung mit den bzw. in die Komponenten der digitalen Umgebung des
Verbrauchers, damit die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung geméifl den

Kriterien fiir die Vertragsméfligkeit nach dieser Richtlinie genutzt werden bzw. wird

(-);

"Anbieter"* jede natiirliche oder juristische Person, unabhingig davon, ob letztere
offentlicher oder privater Natur ist”, die bei von dieser Richtlinie erfassten Vertrigen fiir
die Zwecke ihrer gewerblichen, geschiftlichen, handwerklichen oder beruflichen Tatigkeit

(...) handelt;

"Verbraucher"® jede natiirliche Person, die bei von dieser Richtlinie erfassten Vertrigen
nicht fiir die Zwecke ihrer gewerblichen, geschiftlichen, handwerklichen oder beruflichen

Tatigkeit handelt;’

...)}

In den Erwdgungsgriinden sollte préizisiert werden,

— dass im Rahmen dieser Richtlinie Plattformen als Anbieter gelten konnen, wenn sie bei der
Bereitstellung von digitalen Inhalten oder einer digitalen Dienstleistung fiir die Zwecke ihrer
eigenen geschiftlichen Tatigkeit als direkte Vertragspartner des Verbrauchers tétig sind;

— dass es den Mitgliedstaaten freisteht, die Anwendung dieser Richtlinie auf Plattformen
auszudehnen, die nicht den Anforderungen der Begriffsbestimmung fiir "Anbieter" im Sinne
dieser Richtlinie entsprechen;

— dass die Mitgliedstaaten die Haftungsanspriiche von Verbrauchern gegeniiber Dritten regeln
konnen, die keine Anbieter von digitalen Inhalten oder digitalen Dienstleistungen im Sinne
dieser Richtlinie sind, wie z. B. Entwickler, die nicht (gleichzeitig) Anbieter sind.

Zu offentlichen Einrichtungen, die den Zugang zu 6ffentlichen Daten ermoglichen, siche Artikel 3
Absatz 5 Buchstabe g, in dem ihr Ausschluss aus dem Anwendungsbereich vorgeschlagen wird.

In den Erwdgungsgriinden sollte erldutert werden, dass es den Mitgliedstaaten freisteht, die
Anwendung dieser Richtlinie auf "Vertrige mit doppeltem Zweck" auszudehnen, die teilweise fiir
gewerbliche und teilweise fiir nichtgewerbliche Zwecke einer Person abgeschlossen werden und bei
denen der gewerbliche Zweck im Gesamtzusammenhang des Vertrags nicht {iberwiegend ist
(Formulierung in Anlehnung an Erwédgungsgrund 17 der Richtlinie {iber die Rechte der Verbraucher).

Es wird vorgeschlagen, in den Erwadgungsgriinden dieser Richtlinie eine Prazisierung hinzuzufiigen
(wie diejenige in Erwdgungsgrund 13 dritter Satz der Richtlinie iiber die Rechte der Verbraucher), um
zu verdeutlichen, dass die Mitgliedstaaten weiterhin befugt sind, die Anwendung dieser Richtlinie auf
juristische oder natiirliche Personen auszudehnen, die keine Verbraucher im Sinne dieser Richtlinie
sind, beispielsweise Nichtregierungsorganisationen, neu gegriindete oder kleine und mittlere
Unternehmen.

Siehe FuBnote zu Artikel 14.
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(6)

(62)

(7

®)

©)

(%a)

(9b)

(10)

"Preis" Geld oder eine digitale Darstellung eines Werts, einschliefSlich einer virtuellen
Wihrung’, das bzw. die im Austausch fiir die Bereitstellung von digitalen Inhalten oder

einer digitalen Dienstleistung geschuldet wird;

"personenbezogene Daten" personenbezogene Daten im Sinne des Artikels 4

Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 2016/679";
(...) (Streichung der Begriffsbestimmung fiir "Vertrag")

"digitale Umgebung" Hardware, Software und Netzverbindungen aller Art, (...) die der
Verbraucher verwendet, um Zugang zu digitalen Inhalten oder einer digitalen

Dienstleistung zu erlangen oder diese zu nutzen;

"Kompatibilitit" die Fahigkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung,

in einer Standard-Hard- oder Software-Umgebung ordnungsgemil} zu funktionieren;

"Funktionalitit" die Fihigkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung,

ihre Funktionen zweckgemif zu erfiillen;

"Interoperabilitit" die Fihigkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen
Dienstleistung, in einer anderen digitalen Umgebung als der Umgebung, fiir die sie

vom Anbieter bereitgestellt wurden, ordnungsgemif} zu funktionieren;

.M

10

11

In den Erwdgungsgriinden konnte erldutert werden, dass virtuelle Wihrungen, sofern sie im
nationalen Recht der Mitgliedstaaten anerkannt sind, keinem anderen Zweck als der Zahlung
dienen. Sie sollten daher nicht als digitale Inhalte oder digitale Dienstleistung im Sinne dieser
Richtlinie, sondern als Preis gelten. In den Erwagungsgriinden konnte auch néher ausgefiihrt werden,
dass zu den "digitalen Darstellungen eines Werts" auch elektronische Gutscheine oder Coupons
zdhlen.

Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr
und zur Authebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung).

Angesichts des iiberarbeiteten Wortlauts des Artikels 5 wurde die Begriffsbestimmung fiir
"Bereitstellung" als liberfliissig betrachtet und daher gestrichen.
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(In

(12)

"dauerhafter Datentriger""

jedes Medium, das es dem Verbraucher oder dem Anbieter
gestattet, an ihn personlich gerichtete Informationen derart zu speichern, dass er sie in der
Folge fiir eine flir die Zwecke der Informationen angemessene Dauer einsehen kann, und

das die unverinderte Wiedergabe der gespeicherten Informationen ermdglicht'?;

"integrierte digitale Inhalte" digitale Inhalte, die in einer Ware vorhanden sind und
deren Fehlen die Ware unbrauchbar machen wiirde oder verhindern wiirde, dass die
Ware ihre wichtigsten Funktionen erfiillen kann, und zwar unabhingige davon, ob
die digitalen Inhalte zum Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrags iiber die Ware

vorinstalliert waren oder gemifi dem Vertrag spiter installiert wurden."

12

13

14

In die Erwégungsgriinde sollte eine Erlduterung aufgenommen werden, die sich an
Erwidgungsgrund 23 der Richtlinie iiber die Rechte der Verbraucher anlehnt:

"Ein dauerhafter Datentrdiger sollte es dem Verbraucher erméglichen, Informationen so lange zu
speichern, wie es fiir den Schutz seiner Interessen in den Beziehungen zum Anbieter erforderlich
ist. Zu diesen dauerhaften Datentrdgern sollten insbesondere Papier, USB-Sticks, CD-ROMs,
DVDs, Speicherkarten oder die Festplatten von Computern sowie E-Mails gehoren.”

Hinweis fiir die Ubersetzung: Die Begriffsbestimmung fiir "dauerhafter Datentréiger" entspricht der
Begriffsbestimmung in Artikel 2 Nummer 10 der Richtlinie {iber die Rechte der Verbraucher.

Die Begriffsbestimmung in Artikel 2 Nummer 12 kdnnte in den Erwadgungsgriinden wie folgt naher
erldutert werden:

"Die Vorschriften fiir die Fille, in denen digitale Inhalte in eine Ware integriert sind, miissen
prdzisiert werden. Das Unterscheidungskriterium sollte dabei sein, ob die digitalen Inhalte als ein
fester Bestandteil der Ware fungieren. Digitale Inhalte sollten als fester Bestandteil einer Ware
gelten, wenn das Fehlen der digitalen Inhalte die Ware unbrauchbar machen wiirde oder
verhindern wiirde, dass die Ware ihre wichtigsten Funktionen erfiillen kann.

In den fiir Waren geltenden Vorschriften sollten daher die Abhilfen fiir Verbraucher fiir den Fall
festgelegt werden, dass die Waren mit integrierten digitalen Inhalten einschlieflich der integrierten
Software nicht vertragsgemdf sind.

Fiihrt das Fehlen der digitalen Inhalte indes nicht dazu, dass die Ware unbrauchbar wird oder das
Erfiillen der wichtigsten Funktionen der Ware beeintrdchtigt wird, so sollten die digitalen Inhalte
nicht im Sinne der Begriffsbestimmung in dieser Richtlinie als in die Ware integriert gelten. Diese
Richtlinie sollte daher fiir solche digitalen Inhalte gelten. In dem Mafse, wie die digitalen Inhalte in
einer Ware nicht als im Sinne dieser Richtlinie in die Ware integriert gelten, dem Verbraucher aber
im Rahmen des gleichen Vertrags bereitgestellt werden wie die Ware, sollten die Vorschriften
dieser Richtlinie fiir Paketvertrdge gelten."
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Artikel 3

Anwendungsbereich

Diese Richtlinie gilt fiir alle Vertrdge, auf deren Grundlage ein Anbieter einem
Verbraucher digitale Inhalte oder eine digitale Dienstleistung bereitstellt oder sich hierzu

verpflichtet (...).

Sie gilt nicht (...) fiir die Bereitstellung digitaler Inhalte oder einer digitalen
Dienstleistung, fiir die der Verbraucher keinen Preis zahlt oder sich zu keiner
Zahlung eines Preises verpflichtet und dem Anbieter keine personenbezogenen Daten

bereitstellt oder sich nicht zur Bereitstellung personenbezogener Daten verpflichtet.'®

Sie gilt auch nicht, wenn personenbezogene Daten vom Anbieter ausschlief3lich fiir
die Bereitstellung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung verarbeitet
werden, oder damit der Anbieter rechtliche Anforderungen erfiillt, denen er

unterliegt, und er die Daten nicht zu anderen Zwecken verarbeitet.

15

Eine Erlduterung mit folgendem Wortlaut wird in die Erwagungsgriinde aufgenommen:

"In der digitalen Wirtschaft werden digitale Inhalte oftmals nicht gegen Zahlung eines Preises
bereitgestellt, sondern die Anbieter nutzen die personenbezogenen Daten des Verbrauchers, zu
denen sie im Rahmen der Bereitstellung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung
Zugang haben. Diese besonderen Geschdftsmodelle treten in verschiedenen Formen in einem
erheblichen Teil des Marktes auf. Es sollten gleiche Wettbewerbsbedingungen sichergestellt
werden.

Diese Richtlinie sollte fiir Vertrige gelten, auf deren Grundlage ein Anbieter einem Verbraucher
digitale Inhalte oder eine digitale Dienstleistung bereitstellt oder sich hierzu verpflichtet. Es sollte
den Mitgliedstaaten weiterhin tiberlassen bleiben, zu entscheiden, ob die Voraussetzungen fiir das
Bestehen eines Vertrags nach nationalem Recht erfiillt sind. Die Richtlinie sollte nicht gelten, wenn
der Verbraucher keinen Preis zahlt oder sich nicht verpflichtet, einen Preis zu zahlen, und dem
Anbieter keine personenbezogenen Daten bereitstellt. Diese Richtlinie sollte nicht in Fillen gelten,
in denen der Anbieter lediglich Metadaten, die IP-Adresse oder sonstige automatisch generierte
Informationen wie durch Cookies gesammelte und tibermittelte Informationen erhebt, aufser wenn
dies nach nationalem Recht als ein Vertrag gilt. Ebenso sollte diese Richtlinie auch nicht in Fdllen
gelten, in denen der Verbraucher, ohne dass er mit dem Anbieter einen Vertrag geschlossen hat,
ausschlieflich zwecks Erlangung des Zugangs zu digitalen Inhalten oder zu einer digitalen
Dienstleistung Werbung ausgesetzt ist.

Allerdings sollte es den Mitgliedstaaten freistehen, die Anwendung der Vorschriften dieser
Richtlinie auf derartige Fille auszudehnen oder derartige Fille, die vom Anwendungsbereich
dieser Richtlinie ausgenommen sind, auf andere Weise zu regeln."”

9901/17 ADD 1 gha/ds/bz/GHA/tt 8

DGD 2A DE



2

3)

(3a)

“4)

)

Diese Richtlinie gilt auch, wenn (...) die digitalen Inhalte oder die digitale

Dienstleistung nach Spezifikationen des Verbrauchers entwickelt werden bzw. wird.

Mit Ausnahme der Artikel 5 und 11 gilt diese Richtlinie auch'® fiir alle physischen
Datentriger, die digitale Inhalte in einer Weise enthalten, dass der physische

Datentriiger ausschlieBlich der Ubermittlung digitaler Inhalte dient."”

Diese Richtlinie gilt nicht fiir integrierte digitale Inhalte.

(...)

Diese Richtlinie gilt nicht'® fiir Vertrige, die Folgendes zum Gegenstand haben:

a)  die Erbringung von Dienstleistungen, wenn die digitale Form vom Anbieter
lediglich genutzt wird, um die Produkte derartiger Dienstleistungen an den

Verbraucher zu iibermitteln;19

16

17

18

19

Die Einfligung des Wortes "auch" dient der Prizisierung, dass die Richtlinie fiir den Datentrager und
die digitalen Inhalte gilt.

In einem Erwdgungsgrund soll prézisiert werden, dass diese Richtlinie nicht der Anwendung anderer
Rechtsvorschriften der Union zum Verbraucherschutz entgegenstehen sollte, insbesondere der
Anwendung des Rechts auf Widerruf nach der Richtlinie iiber die Rechte der Verbraucher im Falle
von CDs, DVDs, USB-Sticks oder dhnlichen physischen Datentrégern.

In den Erwagungsgriinden konnte ausdriicklich prazisiert werden, dass die Mitgliedstaaten weiterhin
die Bereiche regeln konnen, die durch Artikel 3 Absatz 5 ausgenommen sind; dies konnte wie folgt
formuliert werden:

"Den Mitgliedstaaten sollte es freistehen, die Anwendung der Vorschriften dieser Richtlinie auf
Vertrdge auszudehnen, die vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen sind, oder
derartige Vertrédge auf andere Weise zu regeln.”

Die Ausnahme gemif Buchstabe a konnte in den Erwédgungsgriinden wie folgt néher erldutert werden:

"Da diese Richtlinie fiir Vertrdge gilt, deren Gegenstand die Bereitstellung digitaler Inhalte oder
digitaler Dienstleistungen fiir Verbraucher ist, sollte sie nicht fiir Vertrdge gelten, bei denen der
Hauptgegenstand die Erbringung von freiberuflichen Dienstleistungen wie
Ubersetzungsleistungen, Dienstleistungen von Architekten oder sonstigen Fachberatungsleistungen
ist, die hdufig vom Anbieter personlich erbracht werden, unabhdngig davon, ob der Anbieter
digitale Mittel einsetzt, um das Ergebnis der Dienstleistung zu erzeugen oder es an den
Verbraucher zu liefern. Diese Richtlinie sollte ebenso nicht fiir offentliche Dienstleistungen wie
Dienstleistungen der sozialen Sicherheit oder oOffentliche Register gelten, bei denen die digitalen
Mittel lediglich genutzt werden, um dem Verbraucher die Dienstleistung zu iibermitteln oder
mitzuteilen. Diese Richtlinie sollte auch nicht fiir offentliche Urkunden und andere notarielle
Urkunden gelten, und zwar unabhdngig davon, ob sie durch digitale Mittel erstellt, aufgezeichnet,
wiedergegeben oder iibermittelt werden."
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b)  elektronische Kommunikationsdienste im Sinne der Richtlinie 2002/21/EG;** ?!

¢)  Gesundheitsdienstleistungen im Sinne des Artikels 3 Buchstabe a der

Richtlinie 2011/24/EU;*

d) elektronisch oder mit jeder anderen Technologie, die eine Kommunikation
ermoglicht, und auf individuellen Abruf eines Empfangers erbrachte
Gliicksspieldienstleistungen, die bei Gliicksspielen wie Lotterien, Kasinospielen,
Pokerspielen und Wetten, einschlielich Spielen, die eine gewisse Geschicklichkeit

voraussetzen, einen geldwerten Einsatz erfordern;

20 Die Ausnahme gemal Buchstabe b spiegelt die politische Entscheidung wider, herkémmliche

Telekommunikationsdienste (nummerngestiitzte interpersonelle Kommunikationsdienste) vom
Anwendungsbereich dieser Richtlinie auszunehmen, es den Verbrauchern jedoch zu ermoglichen, die
in dieser Richtlinie vorgesehenen Abhilfen in Fillen zu nutzen, in denen die sogenannten Over-the-
top-Ubermittlungsdienste (OTT) nicht bereitgestellt werden oder nicht vertragsgemiB sind. Dies wird
durch die Bezugnahme auf die Richtlinie 2002/21/EG widergespiegelt, die nur herkdmmliche
Telekommunikationsbetreiber erfasst, nicht aber nummernunabhingige interpersonelle
Kommunikationsdienste wie OTT.

21 Die Ausnahme gemal Buchstabe b konnte in den Erwagungsgriinden wie folgt erldutert werden:

"Der Markt fiir Online-Dienste, die iiber Over-the-top- Ubermittlungsdienste

und -Mitteilungsdienste (OTT) bereitgestellt werden, das heifst interpersonelle
Kommunikationsdienste (IKD), die nummernunabhdngig sind und bei denen keine herkommlichen
Kommunikationsnetze genutzt werden, sondern Ubermittlungen zwischen IP-Adressen im Internet
ermoglicht werden, entwickelt sich rasch. In den vergangenen Jahren hat die Einfiihrung neuer
Apps und digitaler Dienstleistungen (OTT), mit denen IKD iiber das Internet angeboten werden,
dazu gefiihrt, dass mehr Verbraucher derartige Dienstleistungen als Kommunikationsmittel nutzen.
Aus diesen Griinden ist es erforderlich, hinsichtlich dieser neuen Dienste einen wirksamen
Verbraucherschutz zu bieten. Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Abhilfen fiir Fille der nicht
erfolgten Bereitstellung und Vertragswidrigkeit sollten daher fiir OTT gelten."

2 Die Ausnahme gemal Buchstabe ¢ konnte in den Erwadgungsgriinden wie folgt ndher erldutert werden:
"Die Bestimmungen dieser Richtlinie sollten nicht fiir die Gesundheitsversorgung gelten; diese
sollte daher vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen werden. In der
Richtlinie 2011/24/EU wird Gesundheitsversorgung definiert als 'Gesundheitsdienstleistungen, die
von Angehorigen der Gesundheitsberufe gegeniiber Patienten erbracht werden, um deren
Gesundheitszustand zu beurteilen, zu erhalten oder wiederherzustellen, einschlieflich der
Verschreibung, Abgabe und Bereitstellung von Arzneimitteln und Medizinprodukten'. Der
Ausschluss der 'Gesundheitsversorgung' vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie sollte daher
auch fiir digitale Inhalte gelten, die ein Medizinprodukt im Sinne der Richtlinien 93/42/EWG,
90/385/EWG oder 98/79/EG darstellen, wenn derartige Medizinprodukte durch einen Angehérigen
der Gesundheitsberufe im Sinne der Richtlinie 2011/24/EU verschrieben oder bereitgestellt
werden. Die Abhilfen dieser Richtlinie sollten jedoch fiir alle Medizinprodukte, beispielsweise
Gesundheits-Apps, gelten, die der Verbraucher auf dem freien Markt erhdlt und die nicht von
einem Angehorigen der Gesundheitsberufe verschrieben oder bereitgestellt werden."
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(6)

e) Finanzdienstleistungen im Sinne des Artikels 2 Buchstabe b der

Richtlinie 2002/65/EG;>

f)  die Bereitstellung digitaler Inhalte, wenn die digitalen Inhalte der Offentlichkeit
auf eine andere Weise als durch Signaliibermittlung als Teil einer Darbietung
oder Veranstaltung wie einer digitalen Kinovorfiihrung zur Verfiigung gestellt

24
werden;

g) digitale Inhalte, die gemif} der Richtlinie 2003/98/EG* von bffentlichen Stellen
der Mitgliedstaaten bereitgestellt werden.

Unbeschadet des Absatzes 3a gilt diese Richtlinie bei einem einzigen Vertrag
zwischen dem gleichen Anbieter und dem gleichen Verbraucher, bei dem in einem
Paket Elemente der Bereitstellung digitaler Inhalte oder einer digitalen Dienstleistung
und Elemente der Bereitstellung anderer Dienstleistungen oder Waren enthalten
sind, nur fiir die Elemente des Vertrags, die die digitalen Inhalte oder die digitale
Dienstleistung betreffen. Artikel 16 gilt nicht, wenn das Paket Elemente
elektronischer Kommunikationsdienste, die durch die Richtlinie 2002/21/EG geregelt

sind, enthilt.

23

24

25

Die Ausnahme gemil Buchstabe e kdnnte in den Erwadgungsgriinden wie folgt ndher erldutert werden:

"Die geltenden Unionsvorschriften iiber Finanzdienstleistungen enthalten zahlreiche
Verbraucherschutzbestimmungen. Finanzdienstleistungen im Sinne der Rechtsvorschriften in
diesem Bereich, insbesondere der Richtlinie 2002/65/EG, sind auch digitale Inhalte oder digitale
Dienstleistungen, die mit Finanzdienstleistungen in Verbindung stehen oder mit denen Zugang zu
Finanzdienstleistungen gewdhrt wird, und fallen daher unter den von den Rechtsvorschriften der
Union iiber Finanzdienstleistungen gewdhrten Schutz. Vertrdge iiber digitale Inhalte oder
Dienstleistungen, die eine Finanzdienstleistung darstellen, sollten daher vom Anwendungsbereich
dieser Richtlinie ausgenommen werden."

Die Ausnahme geméf Buchstabe f kdnnte in den Erwagungsgriinden wie folgt niher erldutert werden:

"Diese Richtlinie sollte nicht fiir digitale Inhalte gelten, die einer breiten Offentlichkeit nicht durch
Signaliibermittlung, beispielsweise digitale Fernsehdienste, sondern als Teil einer kiinstlerischen
oder anderen Veranstaltung wie einer Kinovorfiihrung oder einer audiovisuellen
Theaterauffiihrung bereitgestellt werden."

Richtlinie 2003/98/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 iiber die
Weiterverwendung von Informationen des 6ffentlichen Sektors (geéndert durch die
Richtlinie 2013/37/EU).
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(7

Die Auswirkungen, die die Beendigung des Elements der digitalen Inhalte oder des
Elements der digitalen Dienstleistung eines Paketvertrags geméaf} dieser Richtlinie auf
die iibrigen Elemente des Paketvertrags haben konnen, werden nach Maligabe des

nationalen Rechts geregelt.26

Kollidiert eine Bestimmung dieser Richtlinie mit einer Bestimmung eines anderen
Unionsrechtsakts, der einen bestimmten Sektor oder Gegenstand regelt, so hat die

Bestimmung dieses anderen Unionsrechtsakts Vorrang vor dieser Richtlinie.

26

Weitere Erlduterungen mit folgendem Wortlaut konnten in die Erwdgungsgriinde aufgenommen
werden:

"Digitale Inhalte oder digitale Dienstleistungen werden oft mit der Bereitstellung von Waren oder
anderen Dienstleistungen kombiniert und dem Verbraucher in dem gleichen Vertrag, der in einem
Paket unterschiedliche Elemente beinhaltet, angeboten, beispielsweise die Bereitstellung digitalen
Fernsehens und der Kauf elektronischer Gerdte oder die Bereitstellung von
Internetzugangsdiensten. In solchen Fillen enthdlt der Vertrag zwischen dem Verbraucher und
dem Anbieter Elemente eines Vertrags tiber die Bereitstellung digitaler Inhalte oder
Dienstleistungen, aber auch Elemente anderer Vertragsarten, beispielsweise von Vertrdgen iiber
den Kauf von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen. Diese Richtlinie sollte nur fiir die
Elemente des Gesamtvertrags gelten, die die Bereitstellung der digitalen Inhalte oder digitalen
Dienstleistungen betreffen. Die iibrigen Elemente des Vertrags sollten durch die Vorschriften, die
fiir solche Vertrdge nach nationalem Recht gelten, oder gegebenenfalls die Vorschriften eines
anderen Unionsrechtsakts, der fiir einen bestimmten Sektor oder Gegenstand gilt, geregelt werden.
Ebenso sollten die Auswirkungen, die die Beendigung des Teils des Vertrags iiber die
Bereitstellung digitaler Inhalte oder Dienstleistungen auf die Teile des Vertrags iiber die anderen
Elemente des Vertrags haben konnen, nach Mafsgabe des nationalen Rechts geregelt werden."
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(8) Das Unionsrecht betreffend den Schutz personenbezogener Daten?’ gilt fiir alle
personenbezogenen Daten, die im Zusammenhang mit Vertrigen gemial3 Absatz 1

. 2
verarbeitet werden.?®

7 In den Erwdgungsgriinden wird prézisiert, dass das Unionsrecht betreffend den Schutz

personenbezogener Daten ein umfassendes Korpus von Rechtsvorschriften ist, das weiter gefasst ist
als die Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung). Es umfasst mehrere Rechtsakte
des Sekundérrechts (Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung),

Richtlinie 2002/58/EG (Datenschutzrichtlinie fiir elektronische Kommunikation)), aber auch und
zuallererst Vorschriften des Priméarrechts (Artikel 8 und Artikel 52 der Charta der Grundrechte,
Artikel 16 AEUV).

28 Weitere Erlauterungen werden in den Erwédgungsgriinden, die wie folgt formuliert werden konnten,

aufgefiihrt:

"Das Unionsrecht bietet einen umfassenden Rahmen fiir den Schutz personenbezogener Daten.
Dieser Rahmen gilt fiir alle personenbezogenen Daten, die im Zusammenhang mit den von dieser
Richtlinie erfassten Vertrdigen verarbeitet werden. Insbesondere lisst diese Richtlinie die
Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 2002/58/EG unberiihrt. Im Falle
einer Kollision der Bestimmungen dieser Richtlinie mit dem Unionsrecht betreffend den Schutz
personenbezogener Daten hat Letzteres Vorrang.

Folglich diirfen personenbezogene Daten nur gemdfs den Bestimmungen der

Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) und der Datenschutzrichtlinie fiir
elektronische Kommunikation (Richtlinie 2002/58/EG) (Bezugnahme ist nach Anderungen dieser
Rechtsvorschriften zu aktualisieren) iibermittelt, erhoben und verarbeitet werden.

Diese Richtlinie regelt nicht die Voraussetzungen fiir die rechtmdfsige Verarbeitung
personenbezogener Daten, da diese Frage durch die Verordnung (EU) 2016/679, insbesondere
deren Artikel 6 Absatz 1, geregelt wird. Eine Verarbeitung personenbezogener Daten im
Zusammenhang mit einem Vertrag, der in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fdllt, ist daher
nur rechtmdfig, wenn sie mit Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 iiber die
Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten im Einklang steht.

Stiitzt sich die Verarbeitung personenbezogener Daten auf eine Einwilligung (Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/679), so finden die spezifischen Bestimmungen der
Verordnung (EU) 2016/679 einschlieflich der Voraussetzungen dafiir, dass die Einwilligung
freiwillig erfolgt ist, Anwendung. Diese Richtlinie sollte weder die Giiltigkeit der Einwilligung noch
die Folgen des Widerrufs der Einwilligung regeln.

Die Datenschutz-Grundverordnung enthdlt auch umfassende Rechte hinsichtlich der Loschung der
Daten ("Recht auf Vergessenwerden"), der Dateniibertragbarkeit und der Riickgabe von Daten.
Diese Richtlinie gilt unbeschadet dieser Rechte. Diese Rechte gelten fiir alle Daten, die im
Zusammenhang mit einem vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie erfassten Vertrag dem
Anbieter vom Verbraucher bereitgestellt werden oder vom Anbieter erhoben werden, wenn der
Verbraucher den Vertrag gemdf; dieser Richtlinie beendet hat."
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(8a)

)

2 3% Insbesondere lisst diese Richtlinie die Bestimmungen der
Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 2002/58/EG unberiihrt. Im Falle einer
Kollision der Bestimmungen dieser Richtlinie mit dem Unionsrecht betreffend den

Schutz personenbezogener Daten hat Letzteres Vorrang.

Diese Richtlinie gilt unbeschadet der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten und der

Union auf dem Gebiet des Urheberrechts und der verwandten Rechte.

Diese Richtlinie ldsst die Moglichkeit fiir die Mitgliedstaaten, Aspekte des allgemeinen
Vertragsrechts®' wie die Bestimmungen iiber das Zustandekommen, die Wirksamkeit, die
Ungiiltigkeit oder die Wirkungen eines Vertrags zu regeln, einschlieflich der Folgen der

Vertragsbeendigung, soweit diese Aspekte in dieser Richtlinie nicht geregelt werden™,

und das Recht auf Schadensersatz unberiihrt.

29

30

31

32

Es wird vorgeschlagen, in den Erwadgungsgriinden auch zu prazisieren, dass das Recht des
Verbrauchers auf Widerruf der Einwilligung geméf der Datenschutz-Grundverordnung vollkommen
unberiihrt und voll und ganz anwendbar bleibt. Ein solcher Erwagungsgrund kdnnte wie folgt
formuliert werden:

"Der Verbraucher hat nach Mafigabe des Unionsrechts betreffend den Schutz personenbezogener
Daten das Recht auf Loschung ('Recht auf Vergessenwerden'). Dies beinhaltet das Recht des
Verbrauchers auf Widerruf der Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten, das auch
im Zusammenhang mit den von dieser Richtlinie erfassten Vertrdgen uneingeschrdnkt gilt. Das
Recht des Verbrauchers auf Beendigung des Vertrags gemdf; dieser Richtlinie lisst das Recht des
Verbrauchers auf Widerruf einer Einwilligung zur Verarbeitung der ihn betreffenden
personenbezogenen Daten gemdfs der Verordnung (EU) 2016/679 unberiihrt."”

Dartiber hinaus konnte in den Erwdgungsgriinden prézisiert werden, dass diese Richtlinie nicht die
Auswirkungen regelt, die der Widerruf der Einwilligung geméal3 der Datenschutz-Grundverordnung
auf den Vertrag haben wiirde, und dass diese Frage in der Zustindigkeit der Mitgliedstaaten verbleibt:

"Diese Richtlinie sollte nicht die Folgen fiir die von dieser Richtlinie erfassten Vertrdge in dem
Fall regeln, dass der Verbraucher die Einwilligung zur Verarbeitung der ihn betreffenden
personenbezogenen Daten widerruft. Dies ist nach wie vor Sache des nationalen Rechts der
Mitgliedstaaten."

In einem Erwdgungsgrund wird prézisiert, dass in dieser Richtlinie nicht die Rechtsnatur der
Vertrige fiir die Bereitstellung digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen geregelt wird und dass
die Frage, ob derartige Vertrige beispielsweise Kaufvertrage, Dienstleistungsvertridge, Mietvertrige
oder Vertrdge sui generis sind, Sache des nationalen Rechts der Mitgliedstaaten ist.

In die Erwédgungsgriinde wird die Erlduterung aufgenommen, dass es Sache des nationalen Rechts ist,
die etwaigen Folgen einer nicht erfolgten Bereitstellung oder einer Vertragswidrigkeit der
digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung zu regeln, die auf ein Hindernis zuriickzufiihren ist,
auf das der Anbieter keinen Einfluss hat und das oder dessen Folgen der Anbieter nicht vermeiden
oder beseitigen konnte, beispielsweise ein Fall hoherer Gewalt.
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Artikel 4

Grad der Harmonisierung

Die Mitgliedstaaten diirfen keine von den Bestimmungen dieser Richtlinie abweichenden
Vorschriften aufrechterhalten oder einflihren; dies gilt auch fiir strengere oder weniger strenge

Vorschriften zur Gewihrleistung eines anderen Verbraucherschutzniveaus.
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Artikel 5
Bereitstellung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung

(...) Der Anbieter stellt die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung fiir den
Verbraucher bereit. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbart haben, stellt der Anbieter
die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung ohne ungebiihrliche Verzogerung
nach Vertragsschluss bereit.

Der Anbieter hat seine Verpflichtung zur Bereitstellung erfiillt™ (...), sobald

a) die digitale Dienstleistung oder jede Vorrichtung, die fiir den Zugang zu den
digitalen Inhalten oder deren Herunterladen geeignet ist, von dem Verbraucher
oder der physischen oder virtuellen Einrichtung‘“, die von dem Verbraucher zu
diesem Zweck bestimmt worden war, empfangen wurde;

b) die digitale Dienstleistung dem Verbraucher oder der von ihm zu diesem Zweck
bestimmten physischen oder virtuellen Einrichtung zuginglich gemacht worden
ist.

33

34

In den Erwdgungsgriinden sollte niher ausgefiihrt werden, dass der Anbieter im Rahmen dieser
Richtlinie nicht haftbar sein sollte, wenn die nicht erfolgte Bereitstellung durch den Anbieter dem
Verbraucher anzulasten ist, so z. B. wenn sie auf die Internetverbindung des Verbrauchers
zuriickzufiihren ist.

In den Erwdgungsgriinden wird eine Erlduterung hinzugefiigt, die wie folgt formuliert werden konnte:

"Digitale Inhalte kénnen die Verbraucher auf verschiedene Weise erreichen. Es ist angezeigt,
einfache und klare Vorschriften in Bezug auf die Art und Weise und den Zeitpunkt der Erfiillung
der wichtigsten Vertragspflicht des Anbieters, d. h. der Bereitstellung digitaler Inhalte fiir den
Kunden, festzulegen. In der Erwdgung, dass der Anbieter grundsdtzlich nicht fiir Handlungen oder
Unterlassungen einer anderen Stelle, die eine physische oder elektronische Einrvichtung —
beispielsweise eine elektronische Plattform oder eine Cloud-Speicherung — betreibt, die der
Verbraucher fiir den Empfang oder die Speicherung digitaler Inhalte gewdhlit hat, haftbar ist, sollte
es ausreichen, dass der Anbieter die digitalen Inhalte dieser Stelle bereitstellt. Es kann jedoch nicht
davon ausgegangen werden, dass der Verbraucher die physische oder virtuelle Einrichtung
bestimmt hat, wenn diese Einrichtung vom Anbieter kontrolliert wird oder mit dem Anbieter
vertraglich verbunden ist und wenn der Verbraucher diese physische oder virtuelle Einrichtung
bestimmt hat, um die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung zu empfangen, diese Wahl
aber vom Anbieter als einzige angeboten wurde, um die digitalen Inhalte oder die digitale
Dienstleistung zu empfangen oder Zugang zu ihnen bzw. zu ihr zu erlangen. In diesen Fillen gelten
fiir die nicht erfolgte Bereitstellung digitaler Inhalte oder den nicht erlangten Zugang zur digitalen
Dienstleistung tiber diese Einrichtung gemdf; dieser Richtlinie dieselben Abhilfen, die angewandt
wiirden, wenn der Anbieter es versdumt hdtte, dem Verbraucher die digitalen Inhalte oder die
digitale Dienstleistung bereitzustellen. Im Hinblick auf den Zeitpunkt der Bereitstellung sollten die
digitalen Inhalte in Ubereinstimmung mit den marktiiblichen Praktiken und technischen
Moglichkeiten und zur Gewdhrleistung einer gewissen Flexibilitit ohne ungebiihrliche
Verzégerung bereitgestellt werden, sofern die Parteien keine andere Vereinbarung tiber sonstige
Bereitstellungsmodelle treffen.”

9901/17 ADD 1 gha/ds/bz/GHA/tt 16

DGD 2A DE



Artikel 6

Subjektive Anforderungen an die VertragsméaBigkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen

(M

Dienstleistung

Der Anbieter stellt dem Verbraucher digitale Inhalte oder eine digitale Dienstleistung

bereit, die in vertragsgemifiem Zustand sind bzw. ist.® Die digitalen Inhalte oder die

digitale Dienstleistung sind bzw. ist vertragsgemil3, wenn sie insbesondere, soweit dies

anwendbar ist,

a)

b)

hinsichtlich der Beschreibung, der Menge und der Qualitit, (...) des
Funktionsumfangs, der Kompatibilitit, der Interoperabilitit und sonstiger (...)
Merkmale®® (...) den Anforderungen entsprechen bzw. entspricht, die sich aus dem

Vertrag® (...) ergeben;

sich fiir einen bestimmten vom Verbraucher angestrebten Zweck eignen bzw. eignet,
den der Verbraucher dem Anbieter bei Vertragsschluss zur Kenntnis gebracht hat

und dem der Anbieter zugestimmt hat;

35

36

37

Mit diesem zusétzlichen Satz wird der Grundgedanke des Artikels 2 Absatz 1 der
Richtlinie 1999/44/EG ilibernommen, indem die Verpflichtung des Anbieters explizit aufgefiihrt wird.

Weitere Spezifizierungen zu den Kriterien fiir die VertragsmiBigkeit und Beispiele fiir die
Merkmale der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung werden in einem Erwagungsgrund
aufgefiihrt, der wie folgt formuliert werden konnte:

"Die digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen sollten die Anforderungen erfiillen, die
zwischen dem Anbieter und dem Verbraucher in dem Vertrag vereinbart worden sind.
Insbesondere sollten sie mit der Beschreibung, der Menge, beispielsweise der Zahl der
Musikdateien, auf die zugegriffen werden kann, der Qualitdt, beispielsweise der Bildauflosung,
der Dauer, beispielsweise der Léinge eines Films, der Sprache, und der Version, die im Vertrag
vereinbart wurden, iibereinstimmen. Sie sollten auch iiber die Sicherheit, die Funktionalitdt, die
Kompatibilitit, die Interoperabilitit und andere Merkmale wie die Leistung, die Zugdnglichkeit,
die Kontinuitdt, beispielsweise ob der Inhalt oder die Dienstleistung unterbrochen wird oder
nicht, entsprechend den Anforderungen des Vertrags verfiigen."”

Dariiber hinaus konnte in den Erwédgungsgriinden prézisiert werden, dass zu den vertraglichen
Anforderungen die vorvertraglichen Informationen gehoren sollten, die geméal3 der
Richtlinie 2011/83/EU wesentlicher Bestandteil des Vertrags sind:

"Zu den vertraglichen Anforderungen sollten die Anforderungen gehéren, die sich aus den
vorvertraglichen Informationen ergeben, die im Einklang mit der Richtlinie 2011/83/EU
wesentlicher Bestandteil des Vertrags sind."
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¢) den Anforderungen des Vertrags entsprechend mit Zubehor, Anleitungen und

Kundendienst bereitgestellt werden bzw. wird; und

d)  den Anforderungen des Vertrags entsprechend aktualisiert werden bzw. wird™®.

39
40
3) (..)
41
42

&) (...)".

38 Eine Erlduterung mit folgendem Wortlaut konnte in die Erwédgungsgriinde aufgenommen werden:
"Da sich digitale Inhalte und digitale Dienstleistungen stindig weiterentwickeln, konnen Anbieter
mit Verbrauchern vereinbaren, Aktualisierungen (Updates) und Merkmale bereitzustellen, sobald
sie zur Verfiigung stehen. Die Vertragsmdpigkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen
Dienstleistung sollte daher auch hinsichtlich der Frage gepriift werden, ob die digitalen Inhalte
oder die digitale Dienstleistung auf die Art und Weise aktualisiert werden bzw. wird, die in dem
Vertrag festgelegt worden ist. Fehlende Aktualisierungen, die in dem Vertrag vereinbart worden
sind, sollten als Vertragswidrigkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung
betrachtet werden. Dariiber hinaus sollten fehlerhafte oder unvolistindige Aktualisierungen
ebenfalls als Vertragswidrigkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung betrachtet
werden, da dies bedeuten wiirde, dass die Aktualisierungen nicht in der Weise durchgefiihrt
werden, die im Vertrag festgelegt wurde."

39 Die objektiven Kriterien fiir die VertragsmaBigkeit wurden in einen gesonderten Artikel (neuer

Artikel 6a) verschoben.

40 Absatz 3 wurde in Artikel 6a Absatz 3a verschoben.

4 Absatz 4 wurde in Artikel 6a Absatz 3 verschoben.

42 Absatz 5 wurde in Artikel 6a Absatz 4 verschoben.
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Artikel 6a

Objektive Anforderungen an die Vertragsmifligkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen

(M

Dienstleistung

(...) Zusitzlich zur Einhaltung der vertraglich verankerten Anforderungen an die

Vertragsmifligkeit miissen die digitalen Inhalte oder muss die digitale Dienstleistung

a)

b)

fiir die Zwecke geeignet sein, fiir die gleichartige digitale Inhalte oder eine
gleichartige digitale Dienstleistung gewohnlich genutzt werden bzw. wird, (...)
gegebenenfalls unter Beriicksichtigung der geltenden nationalen Vorschriften
und Unionsvorschriften, technischer Normen (...) oder in Ermangelung solcher

technischer Normen anwendbarer sektorspezifischer Verhaltenskodizes (...);

iiber einen Umfang und eine Qualitiit, Funktionalitit, Kompatibilitit und andere
Merkmale wie Leistung, Zugénglichkeit, Kontinuitét oder Sicherheit einschliefllich
Sicherheitsaktualisierungen43 verfiigen, die fiir die Nutzung gleichartiger
digitaler Inhalte oder einer gleichartigen digitalen Dienstleistung iiblich sind
und die der Verbraucher unter Beriicksichtigung 6ffentlicher Erklérungen, die im
Vorfeld des Vertragsschlusses von dem Anbieter oder anderen Personen abgegeben
wurden, verniinftigerweise erwarten kann‘”, es sei denn, der Anbieter weist nach,

dass

43

44

In einem Erwéigungsgrund wird ndherer Aufschluss iiber die Sicherheitsaktualisierungen gegeben:

"Bei der objektiven Priifung der Vertragsmdpigkeit sollte zudem die Frage zugrunde gelegt
werden, ob der Anbieter ein gleichbleibend sicheres Funktionieren der digitalen Inhalte oder der
digitalen Dienstleistung gewdhrleistet, indem er die erforderlichen Aktualisierungen, die fiir
gleichartige digitale Inhalte oder digitale Dienstleistungen iiblich sind, zur Beseitigung neu
auftretender sicherheitsbezogener Gefahren und Schwachstellen so lange bereitstellt, wie dies
unter Beriicksichtigung der Bestimmungen und der Art des Vertrags notwendig ist. Werden
beispielsweise digitale Inhalte oder digitale Dienstleistungen kontinuierlich iiber einen bestimmten
Zeitraum bereitgestellt, gilt diese Verpflichtung weiterhin so lange wie die digitalen Inhalte oder
digitalen Dienstleistungen dem Verbraucher zur Verfiigung stehen oder zugdnglich sind."

In den Erwdgungsgriinden wird erldutert, dass "der Standard fiir 'Verniinftigkeit'

bzw. 'Angemessenheit’ bei allen Verweisen darauf, was gemdf; dieser Richtlinie eine Person
verntinftigerweise erwarten kann bzw. was von ihr verniinftigerweise erwartet werden kann, objektiv
unter Beriicksichtigung der Art und des Zwecks der digitalen Inhalte oder der digitalen
Dienstleistung, der Umstdinde des Einzelfalls und der Gebrduche und Gepflogenheiten der
Vertragsparteien bestimmt werden sollte. Diese Anforderung der Objektivitiit gilt insbesondere
beziiglich der angemessenen Frist fiir die Herstellung des vertragsgemdifien Zustands, wobei der Art
der Vertragswidrigkeit Rechnung zu tragen ist."
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1) er die betreffende Erkldarung nicht kannte und verniinftigerweise nicht kennen
konnte,

i1)  die betreffende Erklarung zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses berichtigt war
oder

iili) die Entscheidung, die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung zu

erwerben, nicht durch die Erkldarung beeinflusst worden sein konnte;

¢) mit dem Zubehor und den Anleitungen bereitgestellt werden, deren Erhalt der

Verbraucher verniinftigerweise erwarten kann;

d) der durch den Anbieter vor Vertragsschluss bereitgestellten Testversion oder

Voranzeige der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung entsprechen

(-)s

e) fiir das sichere Funktionieren der digitalen Inhalte oder der digitalen

Dienstleistung erforderlichenfalls aktualisiert werden.

2) Es liegt keine Vertragswidrigkeit im Sinne des Absatzes 1 vor, wenn der Verbraucher
zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses eigens dariiber in Kenntnis gesetzt wurde, dass
ein bestimmtes Merkmal des digitalen Inhalts oder der digitalen Dienstleistung von
den im Vertrag vorgesehenen Anforderungen an die Vertragsméifligkeit abweicht,
und er bei Vertragsschluss diese Abweichung ausdriicklich und gesondert akzeptiert

hat.*s

3)%6 Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbart haben, miissen digitale Inhalte
gsp g
oder muss eine digitale Dienstleistung der neuesten zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses

verfligbaren Version der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung entsprechen.

4 In einem Erwigungsgrund wird diese Bestimmung wie folgt weiter prézisiert:
"Eine Abweichung von den objektiven Anforderungen an die Vertragsmdpigkeit sollte nur dann
maoglich sein, wenn der Verbraucher eigens dariiber in Kenntnis gesetzt wurde und daher Kenntnis
von der Abweichung hatte oder verniinftigerweise nicht in Unkenntnis dariiber sein konnte und der
Verbraucher sie gesondert von anderen Erkldrungen oder Vereinbarungen und durch sein aktives
und eindeutiges Verhalten akzeptiert hat. Beide Bedingungen konnten beispielsweise durch
Anklicken eines Kdstchens oder Aktivierung einer Schaltfliche oder eine dhnliche Funktion erfiillt

werden."
46 Artikel 6 Absatz 4 des Kommissionsvorschlags.
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Ga)V

(4)48

Die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung, die dem Vertrag zufolge iiber einen
bestimmten Zeitraum bereitzustellen sind bzw. ist, miissen bzw. muss wihrend dieses

Zeitraums (...) in vertragsgemifBem Zustand sein.

Um in vertragsgemifliem Zustand zu sein (...), miissen die digitalen Inhalte oder muss

die digitale Dienstleistung auch den Anforderungen des Artikels 7 geniigen.

Artikel 7

Integration der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung

Werden die digitalen Inhalte oder wird die digitale Dienstleistung unsachgemaiB in die digitale

Umgebung des Verbrauchers integriert, ist jede hierdurch verursachte Abweichung vom

vertra

a)

b)

gsgemillen Zustand als Vertragswidrigkeit (...) anzusehen, sofern

die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung vom Anbieter oder unter seiner

Verantwortung integriert wurden bzw. wurde oder

die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung vom Verbraucher zu integrieren waren
bzw. war und die unsachgemiBe Integration auf eine mangelhafte®® Anleitung, sofern diese

vom Anbieter bereitgestellt wurde, zuriickzufiihren ist.

47

48

49

Artikel 6 Absatz 3 des Kommissionsvorschlags.
Artikel 6 Absatz 5 des Kommissionsvorschlags.

In den Erwagungsgriinden konnte néher ausgefiihrt werden, dass unvollstindige und unklare
Installationsanleitungen, die fiir den Durchschnittsverbraucher irrefithrend waren, als "mangelhaft"
gelten sollten.
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(1

2

Artikel 8
Rechte Dritter>’

(...) Bei den digitalen Inhalten oder der digitalen Dienstleistung darf kein Verstof3
gegen die Rechte Dritter, insbesondere gegen Rechte des geistigen Eigentums, vorliegen,
der die Nutzung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung geméafll den

Artikeln 6 und 6a verhindert.

Liegt ein solcher Verstof3 vor, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass der
Verbraucher Anspruch auf die Abhilfen bei Vertragswidrigkeit gemif3 Artikel 12
hat, es sei denn, im nationalen Recht ist die Nichtigerklirung oder Auflosung des
Vertrags fiir die Bereitstellung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung

als Folge eines solchen Verstofles vorgesehen.

50

Dieser Artikel wird in einem Erwigungsgrund wie folgt ndher erldutert:

"Die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung sollten bzw. sollte simtliche Rechte Dritter
beachten, insbesondere die auf das geistige Eigentum gestiitzten Rechte, sodass die
vertragsgemdfle Nutzung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung nicht verhindert
wird. Der Verstofi gegen die Rechte Dritter konnte den Verbraucher wirksam an der Nutzung
digitaler Inhalte oder einiger Merkmale davon hindern, wenn beispielsweise der Dritte den
Anbieter rechtmdfsig zwingt, die Verletzung dieser Rechte abzustellen und die betreffenden
digitalen Inhalte nicht mehr bereitzustellen. Rechtsmdngel sind besonders erheblich fiir digitale
Inhalte, die naturgemdf; Rechten des geistigen Eigentums unterliegen. Im Falle eines Verstofes
gegen die Rechte Dritter sollte diese Richtlinie nicht das nationale Recht der Mitgliedstaaten
beriihren, in dem die Nichtigerkldrung oder die Auflosung des Vertrags beispielsweise aufgrund
eines Verstofies gegen die gesetzliche Rechtsmdngelhaftung vorgesehen ist."
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Artikel 9%
Haftung des Anbieters

Der Anbieter haftet (...) fiir

0y

a)

b)

jede nicht erfolgte Bereitstellung der digitalen Inhalte oder der digitalen
Dienstleistung gemal} Artikel 5;

jede Vertragswidrigkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung,

i) die zum Zeitpunkt der Bereitstellung (...) besteht, wenn der Vertrag eine
einmalige Bereitstellung oder eine Reihe einzelner Bereitstellungen

Vorsieht,52 oder

ii) die wihrend der Vertragslaufzeit eintritt, wenn der Vertrag eine

kontinuierliche Bereitstellung iiber einen bestimmten Zeitraum vorsieht (...).

Artikel 9a

Fristen

Ist der Anbieter nach nationalem Recht nur fiir Vertragswidrigkeiten haftbar, die in
einem bestimmten Zeitraum nach der Bereitstellung offenbar werden, so betrigt
dieser Zeitraum in den Fillen gemifl Artikel 9 Buchstabe b Ziffer i mindestens zwei

Jahre ab dem Zeitpunkt der Bereitstellung.

51

52

Die Reihenfolge der Artikel 9 und 10 wurde umgekehrt, weil es logischer erscheint, dass die
Bestimmungen iiber die Beweislast nach den Bestimmungen {iber die Haftung des Anbieters stehen.

In den Erwdgungsgriinden konnten weitere Erlduterungen hinzugefiigt werden, die auf der
Grundlage des Erwédgungsgrunds 34 des Kommissionvorschlags wie folgt formuliert werden
konnten:

"Der Anbieter sollte dem Verbraucher bei einer Vertragswidrigkeit und fiir die unterlassene
Bereitstellung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung haften. Da digitale Inhalte
oder digitale Dienstleistungen den Verbrauchern im Rahmen einer oder mehrerer einzelner
Bereitstellungen oder kontinuierlich tiber einen bestimmten Zeitraum bereitgestellt werden
kénnen, ist es gerechtfertigt, den Zeitpunkt fiir die Feststellung der Vertragsmdpigkeit der
digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung entsprechend diesen unterschiedlichen
Zeitpunkten der Bereitstellung festzulegen.

Digitale Inhalte kénnen den Verbrauchern im Rahmen einer einmaligen Bereitstellung
bereitgestellt werden, beispielsweise wenn ein Verbraucher ein E-Book herunterlddt und auf
seinem personlichen Gerit abspeichert. Ahnlich kann die Bereitstellung aus einer Reihe solcher
einzelnen Vorgdnge bestehen, beispielsweise wenn der Verbraucher wochentlich einen Link fiir
das Herunterladen eines neuen E-Books erhdlt.
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2) In den Fillen gemafl Artikel 9 Buchstabe b Ziffer ii haftet der Anbieter gemif}
Artikel 12 fiir Vertragswidrigkeiten, die innerhalb der Vertragslaufzeit offenbar

werden.

A3) Gilt nach nationalem Recht eine Verjiahrungsfrist fiir die Rechte gemal} Artikel 12, so
endet diese nicht vor Ablauf eines Zeitraums von zwei Jahren
i) in Fillen gemif Artikel 9 Buchstabe b Ziffer i ab dem Zeitpunkt der
Bereitstellung,
ii) in Fillen gemif Artikel 9 Buchstabe b Ziffer ii ab dem Ablauf des Vertrags
oder ab dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher Kenntnis von der
Vertragswidrigkeit erlangt oder erlangen hitte miissen, je nachdem,

welcher Zeitpunkt der frithere ist.>

Fortsetzung der Fullnote 52 von der vorigen Seite:

Diese Kategorie digitaler Inhalte unterscheidet sich dadurch, dass der Verbraucher anschlieffend
die Moglichkeit hat, fiir einen unbegrenzten Zeitraum auf die digitalen Inhalte zuzugreifen und sie zu
nutzen. In diesen Fillen sollte die Vertragsmdfigkeit der digilain Inhalte zum Zeitpunkt der
Bereitstellung gepriift werden und daher sollte cir Anbieter nur fiir eine Vertragswidrigkeit haftbar
sein, die zu dem Zeitpunkt besteht, zu dem die einmalige Bereitstellung oder jede einzelne
Bereitstellung erfolgt.

Digitale Inhalte oder digitale Dienstleistungen konnen dem Verbraucher auch kontinuierlich tiber
einen bestimmten Zeitraum bereitgestellt werden. Eine kontinuierliche Bereitstellung ist in Fillen
maoglich, in denen der Anbieter dem Verbraucher eine Dienstleistung fiir einen bestimmten oder
unbegrenzten Zeitraum zur Veli;ﬁi ung stellt, beispielsweise bei Zweijahresvertrdigen fiir eine Cloud-
Speicherung oder bei einer un eﬁ%isteten Mitgliedschaft in einer Plattform fiir soziale Medien. Diese
Kategorie unterscheidet sich dadurch, dass die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung dem
Verbraucher nur so lange zur Verfiigung stehen bzw. steht oder zugdnglich sind bzw. ist, wie die
festgelegte Vertragslaujgzeit andauert ofer der unbefristete Vertrag in Kraft ist. Daher ist es
gerechtfertigt, dass der Anbieter in solchen Fillen nur fiir eine Vertragswidrigkeit haftet, die
wdhrend dieses Zeitraums offenbar wird. Kontinuierliche Bereitstellung sollte nicht unbedingt
bedeuten, dass es sich dabei um eine langfristige Bereitstellung handelt. Beispielsweise sollte das
Online-Streaming eines Videoclips unabhdngig von der tatsdc%lichen Abspieldauer der
audiovisuellen Datei als eine kontinuierliche Bereitstellung tiber einen bestimmten Zeitraum
betrachtet werden. Fille, in denen bestimmte Elemente der digitalen Inhalte oder der digitalen
Dienstleistung wihrend eines bestimmten Zeitraums regelméz]?ig oder wiederholt bereitgestellt
werden, sollten ebenfalls als kontinuierliche Bereitstellung iiber einen bestimmten Zeitraum
betrachtet werden, beispielsweise wenn der Vertrag vorsieht, dass ein Antivirenprogramm wdhrend
der einjihrigen Vertragslaufzeit immer am Ersten jeden Monats aktualisiert wird, oder dass der
Anbieter Aktualisierungen bereitstellt, wenn neue Merkmale eines Computerspiels verfiigbar sind,
und die digitalen Inhalt oder die digitale Dienstleistung dem Verbraucher nur so lange zur
Verfiigung stehen bzw. steht oder zugdnglich sind bzw. ist, wie die festgelegte Vertragslaufzeit
andauert oder der unbefristete Vertrag in Kraft ist."

53 In einem Erwégungsgrund wird folgende Prizisierung gegeben:

"Den Mitgliedstaaten sollte es weiterhin freistehen, die nationalen Verjihrungsfristen zu regeln.
Allerdings sollten solche Verjihrungsfristen nicht die Verbraucher daran hindern, ihre Rec%te
wdhrenf des gesamten Zeitraums, in dem der Anbieter fiir eine Vertragswidrigkeit haftet,
wahrzunehmen. Mit dieser Richtlinie sollte daher nicht der Beginn der nationalen
Verjihrungsfristen harmonisiert werden, sondern sichergestellt werden, dass solche Fristen nicht
vor dem Ende des Zeitraums, in dem der Anbieter fiir eine Vertragswidrigkeit haftet, ablaufen.”
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(1

(1a)

(1b)

2

3)

Artikel 10

Beweislast

Der Anbieter trigt die Beweislast dafiir, dass die digitalen Inhalte oder die digitale

Dienstleistung gemif3 Artikel 5 bereitgestellt wurden bzw. wurde.

In den Fillen gemif} Artikel 9 Buchstabe b Ziffer i trigt der Anbieter fiir eine
Vertragswidrigkeit, die in einem Zeitraum von einem Jahr ab dem Zeitpunkt, zu dem
die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung bereitgestellt wurden

bzw. wurde, offenbar wird, die Beweislast dafiir, dass die digitalen Inhalte oder die
digitale Dienstleistung zu dem Zeitpunkt der Bereitstellung in vertragsgeméfiem

Zustand waren bzw. war.

In den Fillen gemifl Artikel 9 Buchstabe b Ziffer ii trigt der Anbieter fiir eine
Vertragswidrigkeit, die wihrend der Vertragslaufzeit offenbar wird, die Beweislast
dafiir, dass die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung wihrend der

Vertragslaufzeit in vertragsgemiflem Zustand waren bzw. war.

Die Absiitze 1a und 1b finden keine Anwendung, wenn der Anbieter nachweist, dass die
digitale Umgebung des Verbrauchers in Bezug auf die (...) technischen Anforderungen der
digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung nicht kompatibel ist, und wenn er den
Verbraucher vor Vertragsschluss von diesen Anforderungen in klarer und verstindlicher

Form in Kenntnis gesetzt hat.

Der Verbraucher arbeitet mit dem Anbieter zusammen, soweit dies (...) notwendig und
moglich ist, um festzustellen, ob die Ursache fiir die Vertragswidrigkeit der digitalen
Inhalte oder der digitalen Dienstleistung zum Zeitpunkt gemil3 Artikel 9 Buchstabe b
Ziffer i bzw. Ziffer ii in der digitalen Umgebung des Verbrauchers liegt. Die Pflicht zur
Zusammenarbeit ist auf die technisch verfiigbaren Mittel beschréankt, die fiir den
Verbraucher den geringsten Eingriff darstellen. Kommt der Verbraucher seiner Pflicht zur
Zusammenarbeit nicht nach, trigt er die Beweislast dafiir, dass die Vertragswidrigkeit

zum Zeitpunkt gemafl Artikel 9 Buchstabe b Ziffer i bzw. Ziffer ii bereits vorlag.
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Artikel 11
Abhilfe bei nicht erfolgter Bereitstellung

(1) Hat der Anbieter die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung nicht gemil Artikel 5

2

bereitgestellt, fordert der Verbraucher den Anbieter auf, die digitalen Inhalte oder die

digitale Dienstleistung bereitzustellen. Versiumt es der Anbieter anschlieffend, die

digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung ohne ungebiihrliche Verziigerung54

oder innerhalb einer ausdriicklich zwischen den Vertragsparteien vereinbarten

zusitzlichen Frist bereitzustellen, ist der Verbraucher zur (...) Beendigung des Vertrags

berechtigt.

Absatz 1 findet keine Anwendung und der Verbraucher ist zur sofortigen Beendigung

des Vertrags berechtigt, wenn

a)

b)

der Verbraucher und der Anbieter vereinbart haben oder aus den den
Vertragsschluss begleitenden Umstéinden eindeutig hervorgeht, dass fiir den
Verbraucher ein bestimmter Zeitpunkt fiir die Bereitstellung von grundlegender
Bedeutung ist, und der Anbieter es versiumt, die digitalen Inhalte oder die digitale

Dienstleistung bis zu oder zu diesem Zeitpunkt bereitzustellen, oder

der Anbieter erkliart hat oder aus den Umstinden eindeutig hervorgeht, dass er die

digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung nicht bereitstellen wird.

54

In einem Erwdgungsgrund sollte erldutert werden, dass aufgrund der besonderen Art digitaler Inhalte
die Wendung "ohne ungebiihrliche Verzogerung" in vielen Féllen die Bedeutung von "sofort" haben
kann. Ein solcher Erwdgungsgrund konnte wie folgt formuliert werden:

"Wird ein Anbieter nach einer nicht erfolgten Bereitstellung vom Verbraucher aufgefordert, die
digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung ohne ungebiihrliche Verzégerung
bereitzustellen, sollte der Anbieter so rasch wie moglich handeln. Da digitale Inhalte oder eine
digitale Dienstleistung in digitaler Form bereitgestellt werden bzw. wird, ist bei der
Bereitstellung in den meisten Fillen keine zusdtzliche Zeit erforderlich, um dem Verbraucher
die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung zur Verfiigung zu stellen. Daher sollte der
Anbieter in einigen Fillen die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung unverziiglich
bereitstellen."”
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Artikel 12
Abhilfe bei Vertragswidrigkeit

(01) Bei Vertragswidrigkeit hat der Verbraucher Anspruch darauf, entsprechend den in

(1)

diesem Artikel genannten Bedingungen entweder die Herstellung des vertragsgeméfien
Zustands der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung zu verlangen oder eine

angemessene Minderung des Preises zu erhalten oder den Vertrag zu beenden.

Der Verbraucher hat Anspruch auf (...)> Herstellung des vertragsgeméBen Zustands der
digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung, es sei denn, dies wiire unméglich>® oder
wiirde dem Anbieter Kosten verursachen, die unter Beriicksichtigung der jeweiligen

Umstinde unverhiltnisméBig wiren; zu diesen Umstinden zihlt Folgendes (...):

a)  der Wert, den die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung hitten bzw. hitte,

wenn keine Vertragswidrigkeit vorlige, und

b) die Bedeutung der Vertragswidrigkeit (...).

55

56

Das Erfordernis der "Unentgeltlichkeit" wurde in Absatz 2 aufgenommen.

In einem Erwégungsgrund wird prizisiert, dass der Begriff der "Unmoglichkeit" nicht nur die
faktische Unmoglichkeit erfasst, sondern auch Situationen, in denen es aus rechtlichen Griinden oder
aufgrund von rechtlichen Hindernissen nicht mdglich wire, den vertragsgeméfBen Zustand der
digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung herzustellen.
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2

3)

Der Anbieter hat den vertragsgeméfBen Zustand der digitalen Inhalte oder der digitalen
Dienstleistung gemiB Absatz 1 innerhalb einer angemessenen Frist®’, nachdem er vom
Verbraucher von der Vertragswidrigkeit in Kenntnis gesetzt wurde, unentgeltlich und ohne
erhebliche Unannehmlichkeiten fiir den Verbraucher herzustellen, wobei die Art der digitalen
Inhalte oder der digitalen Dienstleistung und der Zweck, flir den der Verbraucher die

digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung benétigt, zu beriicksichtigen sind.*®

Der Verbraucher hat Anspruch entweder auf eine angemessene Minderung des Preises
gemill Absatz 4, wenn die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung gegen Zahlung
eines Preises bereitgestellt werden bzw. wird, oder auf Beendigung des Vertrags gemif}

Absatz 5 (...), in jedem der folgenden Fille:

a)  Die Herstellung des vertragsgemdf3en Zustands der digitalen Inhalte oder der digitalen

Dienstleistung ist unmoglich® oder unverhiltnismiBig gemif Absatz 1;

b)  der Anbieter hat den vertragsgeméfen Zustand der digitalen Inhalte oder der
digitalen Dienstleistung nicht gemafl Absatz 2 hergestellt;

57

58

59

In einem Erwigungsgrund konnte prézisiert werden, dass nichts den Verbraucher und den Anbieter
daran hindert, eine Frist zu vereinbaren, innerhalb derer der Anbieter den vertragsgemifen Zustand
der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung herstellt.

In einem Erwigungsgrund (und nicht in Artikel 3 Absatz 9) sollte préizisiert werden, dass die
Mitgliedstaaten das Recht des Verbrauchers regeln konnen, die Zahlung zuriickzuhalten, bis der
Anbieter den vertragsgemaflen Zustand der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung
hergestellt hat. In den Erwédgungsgriinden sollte ferner prézisiert werden, dass es den Mitgliedstaaten
freisteht, zu regeln, ob der Anbieter berechtigt ist, eine dem Verbraucher bei Beendigung des Vertrags
zustehende Erstattung zuriickzuhalten, bis der Verbraucher seiner Verpflichtung zur Riickgabe des
physischen Datentrdgers an den Anbieter nachgekommen ist. Vorschlag fiir zusétzlichen Text in
Erwéagungsgrund 10:

"Den Mitgliedstaaten sollte es auch nach wie vor freistehen, die Rechte der Parteien auf
Zuriickhaltung der Erfiillung ihrer Verpflichtungen oder von Teilen davon, bis die andere Partei
ihre Verpflichtungen erfiillt, zu regeln. Zum Beispiel sollte es den Mitgliedstaaten freistehen, zu
regeln, ob der Verbraucher im Falle einer Vertragswidrigkeit Anspruch darauf hat, die Zahlung
des Preises oder eines Teils davon zuriickzuhalten, bis der Anbieter den vertragsgemdfien Zustand
der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung hergestellt hat, oder ob der Anbieter
Anspruch darauf hat, eine dem Verbraucher bei Beendigung des Vertrags zustehende Erstattung
zuriickzuhalten, bis der Verbraucher seiner Verpflichtung gemdf3 Artikel 13b Absatz 2 zur
Riickgabe des physischen Datentrédgers an den Anbieter nachgekommen ist.”

Siehe FuBinote 56 zum Begriff der Unmoglichkeit in Artikel 12 Absatz 1.
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ba) eine Vertragswidrigkeit besteht trotz der Bemiihungen des Anbieters, den
vertragsgemiifien Zustand der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung
herzustellen;

c) die Vertragswidrigkeit ist derart schwerwiegend, dass eine sofortige

Preisminderung oder Beendigung des Vertrags gerechtfertigt ist;®

d) der Anbieter hat erklért oder es ist klar aus den Umsténden zu erkennen, dass er den
vertragsgemaBen Zustand der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung nicht
innerhalb einer angemessenen Frist bzw. nicht ohne erhebliche

Unannehmlichkeiten fiir den Verbraucher herstellen wird.

4" Die Preisminderung bemisst sich nach dem Verhéltnis, in dem der verminderte Wert der
dem Verbraucher bereitgestellten digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistung zu
dem Wert steht, den die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung hitten

bzw. hiitte, wenn sie in vertragsgemifiem Zustand wiren bzw. wiire.

Ist in dem Vertrag festgelegt, dass die digitalen Inhalte oder die digitale
Dienstleistung iiber einen bestimmten Zeitraum gegen Zahlung eines Preises
bereitgestellt werden bzw. wird (...), so gilt die Preisminderung fiir den Zeitraum,
innerhalb dessen die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung nicht in

vertragsgemdfiem Zustand waren bzw. war.

60 Weitere Erlduterungen und Beispiele konnten in den Erwégungsgriinden wie folgt gegeben werden:

"In bestimmten Situationen ist es gerechtfertigt, dass der Verbraucher Anspruch auf eine sofortige
Preisminderung oder Beendigung des Vertrags haben sollte, beispielsweise wenn aufgrund der
schwerwiegenden Art der Vertragswidrigkeit oder eines friiheren Versagens des Anbieters, den
vertragsgemdfien Zustand der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung erfolgreich
herzustellen, vom Verbraucher kein weiteres Vertrauen in die Fihigkeit des Anbieters, den
vertragsgemdfen Zustand der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung herzustellen,
erwartet werden kann oder wenn es klar ist, dass der Anbieter den vertragsgemdflen Zustand der
digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung nicht herstellen wird. So sollte der Verbraucher
zum Beispiel Anspruch darauf haben, mit unmittelbarer Wirkung die Beendigung des Vertrags oder
eine Preisminderung zu fordern, wenn ihm ein Antivirenprogramm bereitgestellt wird, das selbst
mit Viren infiziert ist, da dies eine derartig schwerwiegende Vertragswidrigkeit darstellen wiirde."

61 Zur weiteren Prézisierung des Artikels 12 Absatz 4 konnten Erlduterungen wie folgt in die

Erwigungsgriinde aufgenommen werden:

"Hat der Verbraucher Anspruch auf eine Minderung des Preises, der fiir iiber einen bestimmten
Zeitraum bereitgestellte digitale Inhalte oder digitale Dienstleistungen gezahlt wird, so sollte bei
der Berechnung der Preisminderung die Verminderung des Werts sowohl aufgrund der
Vertragswidrigkeit als auch aufgrund des Zeitraums, innerhalb dessen der Verbraucher die
digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen nicht in vertragsgemdfiem Zustand nutzen konnte,
beriicksichtigt werden."
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4 Wurden die digitalen Inhalte oder wurde die digitale Dienstleistung gegen Zahlung
eines Preises bereitgestellt, so hat der Verbraucher nur dann Anspruch auf
Beendigung des Vertrags, wenn es sich nicht um eine geringfiigige Vertragswidrigkeit
handelt. Der Anbieter trigt die Beweislast dafiir, dass es sich um eine geringfiigige

Vertragswidrigkeit handelt.

Artikel 13
Ausiibung des Rechts auf Beendigung des Vertrags

Der Verbraucher iibt sein Recht auf Vertragsbeendigung durch eine (...) Erklidrung an den

Anbieter aus, aus der sein Entschluss zur Vertragsbeendigung hervorgeht.62

62 Der Wortlaut von Absatz 1 wurde an den Wortlaut von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie
iiber die Rechte der Verbraucher angelehnt.
9901/17 ADD 1 gha/ds/bz/GHA/tt 30

DGD 2A DE



(1

)

Artikel 13a
Pflichten des Anbieters im Falle der Beendigung des Vertrags

(...) Im Falle der Beendigung des Vertrags hat der Anbieter dem Verbraucher alle

gemill dem Vertrag gezahlten Betrige zuriickzuerstatten.

%In Fillen, in denen der Vertrag die Bereitstellung der digitalen Inhalte oder der
digitalen Dienstleistung iiber einen bestimmten Zeitraum vorsieht und die digitalen
Inhalte oder die digitale Dienstleistung wihrend eines bestimmten Zeitraums vor der
Beendigung des Vertrags in vertragsgemiflem Zustand waren bzw. war, hat der
Anbieter dem Verbraucher jedoch nur den Anteil des gezahlten Preises
zuriickzuerstatten, der dem Zeitraum entspricht, in dem die digitalen Inhalte oder
die digitale Dienstleistung nicht in vertragsgemiflem Zustand waren bzw. war, sowie
gegebenenfalls den Teil des Preises, den der Verbraucher im Voraus fiir den
verbleibenden Zeitraum des Vertrags — wenn dieser nicht beendet worden wire —

gezahlt hat.

In Bezug auf personenbezogene Daten des Verbrauchers hat der Anbieter die gemif}

der Verordnung (EU) 2016/679 geltenden Vorschriften einzuhalten (...).

63

Artikel 13a Absatz 1 Unterabsatz 2 regelt die Frage der teilweisen Erstattung im Falle der Beendigung
des Vertrags. Er bezieht sich nicht nur auf die "kontinuierliche Bereitstellung", sondern auf alle Fille,
in denen digitale Inhalte wihrend eines bestimmten Zeitraums bereitgestellt werden, und in denen der
Verbraucher daher nur eine teilweise Erstattung erhalten sollte, wenn die digitalen Inhalte oder die
digitale Dienstleistung nur wéihrend Teilen dieses Zeitraums nicht in vertragsgeméfBem Zustand waren
bzw. war.
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3)

“

Ferner hat der Anbieter dem Verbraucher alle digitalen Inhalte (...) — sofern es sich
dabei nicht um personenbezogene Daten handelt — zur Verfiigung zu stellen®, die
vom Verbraucher unter Nutzung der vom Anbieter bereitgestellten digitalen Inhalte

oder digitalen Dienstleistung hochgeladen oder erstellt wurden.

Der Anbieter muss solche digitalen Inhalte, die vom Verbraucher unter Nutzung der
digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung erstellt wurden, nicht zur
Verfiigung stellen, sofern diese vom Verbraucher erstellten digitalen Inhalte nur im
Kontext der Nutzung der vom Anbieter bereitgestellten digitalen Inhalte oder
digitalen Dienstleistung von Nutzen sind, sofern sie sich nur auf die Tatigkeit des
Verbrauchers bei der Nutzung der vom Anbieter bereitgestellten digitalen Inhalte
oder digitalen Dienstleistung beziehen, oder sofern sie vom Anbieter mit anderen
Daten aggregiert worden sind und nicht oder nur mit unverhiltnisméfig hohem

Aufwand disaggregiert werden konnen.

Der Verbraucher ist berechtigt, diese digitalen Inhalte unentgeltlich, ohne Behinderung
durch den Anbieter, innerhalb einer angemessenen Frist und in einem allgemein

gebriuchlichen und maschinenlesbaren Format wiederzuerlangen.

Der Anbieter hat ferner die Nutzung dieser digitalen Inhalte, die er dem Verbraucher
nach Maligabe dieses Artikels zur Verfiigung stellen muss, oder von Teilen davon zu
unterlassen, es sei denn, die betreffenden Inhalte wurden von mehr als einem

Verbraucher erstellt und andere Verbraucher konnen sie weiterhin nutzen.

(...) Der Anbieter kann jede weitere Nutzung der digitalen Inhalte oder der digitalen
Dienstleistung durch den Verbraucher unterbinden, insbesondere indem er unbeschadet
des Absatzes 3 den Zugang des Verbrauchers zu den digitalen Inhalten oder der digitalen

Dienstleistung oder das Nutzerkonto des Verbrauchers sperrt.

64

Mogliche Mittel zur Bereitstellung der Daten an den Verbraucher, wie die Einrichtung einer
Schnittstelle fiir den Datenaustausch, konnten als Beispiele in den Erwadgungsgriinden angefiihrt
werden.
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(1)

)

3)

(1

Artikel 13b
Pflichten des Verbrauchers im Falle der Beendigung des Vertrags

Nach Beendigung des Vertrags hat der Verbraucher die Nutzung der digitalen Inhalte

oder der digitalen Dienstleistung sowie deren Bereitstellung an Dritte zu unterlassen

().

Sofern die digitalen Inhalte auf einem physischen Datentriager bereitgestellt wurden, hat
der Verbraucher auf Aufforderung des Anbieters und auf dessen Kosten den physischen
Datentrager ohne ungebiihrliche Verzogerung nach Eingang der Aufforderung an den
Anbieter zuriickzusenden. Beschliefit der Anbieter, die Riickgabe des physischen
Datentrigers zu fordern, so muss diese Aufforderung innerhalb von 14 Tagen ab dem
Tag erfolgen, an dem der Anbieter iiber den Entschluss des Verbrauchers, den

Vertrag zu beenden, in Kenntnis gesetzt wurde.

Der Verbraucher ist fiir die Nutzung der digitalen Inhalte oder der digitalen
Dienstleistung vor Beendigung des Vertrags in dem Zeitraum, in dem die digitalen
Inhalte oder die digitale Dienstleistung nicht in vertragsgemifiem Zustand waren

bzw. war, nicht zahlungspflichtig.

Artikel 13¢%
Fristen und Mittel der Erstattung durch den Anbieter

Jede Erstattung, die der Anbieter dem Verbraucher gemif Artikel 12 Absatz 4 oder gemif3
Artikel 13a Absatz 1 aufgrund einer Preisminderung oder der Beendigung des Vertrags zu
leisten hat, muss ohne ungebiihrliche Verzégerung und in jedem Fall innerhalb von 14 Tagen
ab dem Tag, an dem der Anbieter iiber den Entschluss des Verbrauchers, sein Recht auf
eine Preisminderung oder auf Beendigung des Vertrags in Anspruch zu nehmen, in

Kenntnis gesetzt wurde, erfolgen.

Mit dem neuen Artikel 13¢ werden die Bestimmungen {iber die Fristen und die Mittel der Erstattung
durch den Anbieter, die zuvor in Artikel 12 Absatz 4 und in Artikel 13a Absatz 1 enthalten waren, in
einem separaten einzigen Artikel zusammengefasst.
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3)

Der Anbieter nimmt die Erstattung unter Verwendung der gleichen Zahlungsmittel vor,
die der Verbraucher zur Zahlung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung
verwendet hat, es sei denn, mit dem Verbraucher wurde ausdriicklich etwas anderes
vereinbart, und vorausgesetzt, fiir den Verbraucher fallen infolge einer solchen

Erstattung keine Gebiihren an.

Der Anbieter berechnet dem Verbraucher fiir die Erstattung keine Gebiihr.

Artikel 14

(...)%

66

Gemil den Nummern 15 und 16 der "politischen Leitlinien" vom Juni 2016 (Dok. 9768/16) wurde
Artikel 14 gestrichen.

Es wird vorgeschlagen, in den Erwégungsgriinden zu prézisieren, dass die Regelung des
Schadensersatzes dem einzelstaatlichen Recht iiberlassen wird. Eine solche Préizisierung koénnte wie
folgt formuliert werden:

"Die Richtlinie regelt nicht etwaige Anspriiche auf Entschddigung fiir Schiden, die dem
Verbraucher durch die Vertragswidrigkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen Umgebung oder
durch die Nichtbereitstellung der digitalen Inhalte entstanden sind. Die Richtlinie sollte daher
nicht die Méglichkeit der Mitgliedstaaten beeintrdchtigen, Vorschriften tiber das Recht auf
Schadensersatz gemdf3 ihrem nationalen Recht durchzusetzen oder aufrechtzuerhalten.”
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(1

Artikel 15

Anderung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung®’

Ist in dem Vertrag festgelegt, dass die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung dem
Verbraucher iiber einen bestimmten Zeitraum zur Verfiigung stehen bzw. steht, so darf
der Anbieter die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung, die dem Verbraucher
bereitgestellt werden bzw. wird (...), indern, (...) sofern folgende Bedingungen erfiillt

sind:

67

Auf der Grundlage des Erwagungsgrunds 45 des Kommissionsvorschlags kdnnten in den
Erwigungsgriinden weitere Erlauterungen wie folgt gegeben werden:

"Diese Richtlinie sollte auch Anderungen wie etwa Aktualisierungen (Updates) und
Verbesserungen (Upgrades) erfassen, die von den Anbietern an den digitalen Inhalten oder der
digitalen Dienstleistung, die dem Verbraucher iiber einen bestimmten Zeitraum im Rahmen eines
bestehenden Vertrags zur Verfiigung stehen bzw. steht, vorgenommen werden. In Anbetracht der
sich rasch weiterentwickelnden Art der digitalen Inhalte und digitalen Dienstleistungen kénnen
derartige Aktualisierungen und Verbesserungen oder iihnliche Anderungen erforderlich sein und
sind hdéufig vorteilhaft fiir den Verbraucher. Einige dieser Anderungen konnen als Aktualisierungen
im Vertrag festgelegt sein und somit Teil der Vertragspflichten bilden. Andere Anderungen kénnen
zur Einhaltung der in dieser Richtlinie vorgegebenen objektiven Anforderungen beziiglich des
vertragsgemdfien Zustands der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung erforderlich
sein. Wieder anderen Anderungen, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses vorhersehbar sind,
miisste der Verbraucher beim Vertragsabschluss ausdriicklich zustimmen.

Neben diesen Anderungen, die der Aufrechterhaltung des vertragsgemdfien Zustands dienen, sollte
es dem Anbieter unter bestimmten Bedingungen gestattet sein, Merkmale der bereitgestellten
digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen zu dndern, sofern im Vertrag ein triftiger Grund
fiir diese Anderung angegeben ist. Solche triftigen Griinde sollten die Flle einschliefSen, in denen
die Anderung erforderlich ist, um die digitalen Inhalte an ein neues technisches Umfeld oder an
eine erhohte Nutzerzahl anzupassen, oder in denen sie aus anderen wichtigen betriebstechnischen
Griinden erforderlich ist.

Um ein ausgewogenes Gleichgewicht zwischen den Interessen von Verbrauchern und Unternehmen
zu erzielen, sollte diese Moglichkeit fiir den Anbieter mit einem Recht fiir den Verbraucher
einhergehen, den Vertrag zu beenden, wenn sich diese Anderungen mehr als nur geringfiigig
negativ auf die Nutzung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung oder auf den
Zugang zu ihnen bzw. ihr auswirken. Das Maf3, in dem sich die Anderungen negativ auf die
Nutzung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung durch den Verbraucher oder seinen
Zugang zu ithnen bzw. ihr auswirken, sollte in Anbetracht von Art und Zweck der digitalen Inhalte
oder der digitalen Dienstleistung und der Qualitdt, des Funktionsumfangs, der Interoperabilitdt
und anderer wesentlicher Leistungsmerkmale, wie sie bei gleichartigen digitalen Inhalten oder
digitalen Dienstleistungen iiblich sind, objektiv bewertet werden. Die Vorschriften fiir solche
Aktualisierungen, Verbesserungen oder ihnliche Anderungen sollten jedoch nicht die Fiille
betreffen, in denen beispielsweise infolge der Herausgabe einer neuen Version der digitalen
Inhalte oder der digitalen Dienstleistung die Vertragsparteien einen neuen Vertag iiber die
Bereitstellung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung schlieffen.”
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a)  Nach dem Vertrag ist eine solche Anderung gestattet und im Vertrag wird ein

triftiger Grund dafiir angegeben, und

b) die Anderung ist fiir den Verbraucher nicht mit zusitzlichen Kosten

verbunden, und

¢) der Verbraucher wird im Voraus in klarer und verstindlicher Form iiber die
Anderung unterrichtet, vorausgesetzt, der Verbraucher wird in den Fiillen
gemall Absatz 2 innerhalb einer angemessenen Frist im Voraus auf einem
dauerhaften Datentriger iiber Merkmale und Zeitpunkt der Anderung und
iiber sein Recht, den Vertrag gemil} den Absitzen 2 und 3 zu beenden oder
gegebenenfalls iiber die Moglichkeit, die digitalen Inhalte oder die digitale

Dienstleistung gemall Absatz 5 unverindert beizubehalten, unterrichtet.

(...)

2) Der Verbraucher ist berechtigt, den Vertrag zu beenden (...), falls die Anderung sich auf
den Zugang des Verbrauchers zu den digitalen Inhalten oder der digitalen
Dienstleistung oder auf ihre Nutzung durch ihn negativ auswirkt, es sei denn, diese

negative Auswirkung ist nur geringfiigig.68

3) Der Verbraucher ist berechtigt, sein Recht auf Vertragsbeendigung gemif3 Absatz 2
ohne zusitzliche Kosten und innerhalb von nicht weniger als 30 Tagen ab dem
Zeitpunkt auszuiiben, zu dem er gemall Absatz 1 Buchstabe ¢ unterrichtet wird. Das
Recht auf Vertragsbeendigung darf nicht friiher als 14 Tage ab dem Zeitpunkt der

Anwendung der Anderung enden. (...)

68 Weitere Erlauterungen der Verbindung zwischen Artikel 15 und Artikel 12 kdnnten in einem

Erwigungsgrund wie folgt gegeben werden:

"Wirkt sich eine solche Anderung negativ auf den Zugang des Verbrauchers zu den digitalen
Inhalten oder der digitalen Dienstleistung oder aufihre Nutzung durch ihn aus, so sollte der
Verbraucher als Folge einer solchen Anderung das Recht haben, den Vertrag kostenfiei zu
beenden. Sind die Bedingungen des Artikels 15 Absatz 1 nicht erfiillt, so bleiben die in Artikel 12
vorgesehenen Anspriiche des Verbrauchers auf Herstellung des vertragsgemdfien Zustands der
digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung, auf eine Minderung des Preises oder auf
Beendigung des Vertrags unberiihrt. GleichermafSen gilt, dass der Verbraucher, wenn im Anschluss
an eine Anderung eine Vertragswidrigkeit der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung
auftritt, die nicht durch die Anderung verursacht wurde, weiterhin Anspruch auf die in Artikel 12
vorgesehenen Abhilfen bei Vertragswidrigkeit in Bezug auf diese digitalen Inhalte oder diese
digitale Dienstleistung haben sollte."”
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)] Beendet der Verbraucher den Vertrag gemif} den Absitzen 2 und 3 (...), so erstattet
der Anbieter dem Verbraucher nur den Anteil des gezahlten Preises, der dem
Zeitraum ab der Anderung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung

entspricht.

) Die Absitze 2 bis 4 finden keine Anwendung, wenn der Anbieter dem Verbraucher
ermoglicht hat, ohne zusitzliche Kosten weiter iiber die digitalen Inhalte oder die
digitale Dienstleistung ohne die Anderung zu verfiigen und die digitalen Inhalte oder
die digitale Dienstleistung in vertragsgeméiflem Zustand bleiben bzw. bleibt, und der

Verbraucher dies akzeptiert hat.

Artikel 16
Recht auf Beendigung langfristiger Vertrige iiber die Bereitstellung digitaler Inhalte oder

einer digitalen Dienstleistung

(1) Sollen digitale Inhalte oder eine digitale Dienstleistung dem Vertrag zufolge fiir eine feste
Laufzeit® von mehr als zwolf Monaten bereitgestellt werden (...), so ist der Verbraucher

berechtigt, den Vertrag jederzeit nach Ablauf von zwdlf Monaten unentgeltlich zu beenden.”

6 In den Erwdgungsgriinden wird prézisiert, dass Artikel 16 nur fiir Vertrdge mit einer befristeten

Laufzeit von mehr als zwolf Monaten gilt und nationale Vorschriften {iber die Beendigung
unbefristeter Vertrdge unberiihrt 14sst. Aulerdem wird in den Erwdgungsgriinden klargestellt, dass es
den Mitgliedstaaten weiterhin freisteht, die Bedingungen, unter denen ein befristeter Vertrag
stillschweigend verlédngert werden kann, und die Bedingungen, unter denen eine solche
stillschweigende Verléngerung als Weiterfiihrung der urspriinglichen Vertragslaufzeit betrachtet
werden kann, zu regeln.

0 In den Erwdgungsgriinden konnte prézisiert werden, dass diese Richtlinie keine Auswirkungen auf die

Rechte des Verbrauchers, einen Vertrag iiber digitale Inhalte oder eine digitale Dienstleistung wéhrend
eines Verfahrens der Schuldenanpassung nach nationalem Recht zu beenden, haben sollte.
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(2) Der Verbraucher iibt sein Recht auf Vertragsbeendigung gemif} Artikel 13 aus. Der
Verbraucher teilt die Beendigung nicht weniger als 30 Tage vor dem Wirksamwerden

der Beendigung mit.

(3)™" Beendet der Verbraucher den Vertrag auf der Grundlage dieses Artikels, so gelten die
Artikel 13a, 13b und 13c¢ entsprechend. (...)

(4) Wurden die digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung gegen Zahlung eines Preises
bereitgestellt, so bleibt der Verbraucher fiir den Teil des Preises zahlungspflichtig, fiir den die
digitalen Inhalte oder die digitale Dienstleistung bis zum Eintritt der Wirksamkeit der
Vertragsbeendigung bereitgestellt werden bzw. wird. Der Anbieter erstattet dem
Verbraucher nur den Anteil des Preises, der dem Zeitraum ab der Vertragsbeendigung

entspricht.

Artikel 17

Regressanspriiche

Haftet der Anbieter dem Verbraucher fiir die nicht erfolgte oder die nicht vertragsgemille
Bereitstellung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung infolge eines Handelns oder
Unterlassens einer Person einer vorhergehenden Stufe der Vertragskette, ist der Anbieter
berechtigt, den oder die innerhalb der Vertragskette Haftenden in Regress zu nehmen. Welche
Person der Anbieter in Regress nehmen kann, sowie die diesbeziiglichen MaBBnahmen und

Bedingungen fiir die Geltendmachung der Regressanspriiche bestimmt das nationale Recht.

Die Reihenfolge der Absétze 3 und 4 wurde vertauscht.
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Artikel 18

Rechtsdurchsetzung

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass angemessene und wirksame Mittel vorhanden sind,

mit denen die Einhaltung dieser Richtlinie sichergestellt wird.

Die in Absatz 1 genannten Mittel schlieBen Vorschriften ein, nach denen eine oder mehrere
der folgenden nach den nationalen Rechtsvorschriften bestimmten Einrichtungen die
Gerichte oder die zustdndigen Verwaltungsbehdrden nach Mallgabe des jeweiligen
nationalen Rechts anrufen konnen, um die Anwendung der nationalen Vorschriften zur

Umsetzung dieser Richtlinie sicherzustellen:

a)  Offentliche Einrichtungen oder ihre Vertreter;
b)  Verbraucherverbinde, die ein berechtigtes Interesse am Schutz der
Verbraucher haben,;

c¢)  Berufsverbidnde, die ein berechtigtes Interesse daran haben, titig zu werden.

Artikel 19

Zwingender Charakter

Vertragsklauseln, die die Anwendung nationaler MaBBnahmen zur Umsetzung dieser
Richtlinie zum Nachteil des Verbrauchers ausschlief3en, davon abweichen oder deren
Wirkungen abindern, bevor der Verbraucher dem Anbieter die nicht erfolgte oder nicht
vertragsgemifle Bereitstellung zur Kenntnis gebracht hat oder bevor der Anbieter dem
Verbraucher die Anderung der digitalen Inhalte oder der digitalen Dienstleistung
gemifl Artikel 15 zur Kenntnis gebracht hat, sind fiir den Verbraucher nicht bindend, es

sei denn, diese Richtlinie bestimmt etwas anderes.

Diese Richtlinie hindert Anbieter nicht daran, Verbrauchern Vertragsbedingungen

anzubieten, die iiber den in dieser Richtlinie vorgesehenen Schutz hinausgehen.72

72

Mit dem neuen Absatz 2 wird die Bestimmung des Artikels 3 Absatz 6 der Richtlinie {iber die Rechte
der Verbraucher (wo diese Prazisierung sich in der Bestimmung iiber den Anwendungsbereich findet)
iibernommen.
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Artikel 20
Anderungen der Richtlinie 1999/44/EG, der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der
Richtlinie 2009/22/EG

(1) Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 1999/44/EG erhilt folgende Fassung:
"b) Verbrauchsgiiter bewegliche kérperliche Gegenstinde, mit Ausnahme von

—  Giitern, die aufgrund von Zwangsvollstreckungsmafinahmen oder anderen
gerichtlichen Mafinahmen verkauft werden,

—  Wasser und Gas, es sei denn, sie werden in einem begrenzten Volumen oder in
einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten,

—  Strom,

—  physischen Datentrdgern mit digitalen Inhalten, wenn diese Datentrdger
ausschlieflich der Ubermittlung digitaler Inhalte an den Verbraucher im Sinne

der Richtlinie (EU) N/XXX"* dienen."

(2) Im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 wird folgende Nummer angefiigt:

"21. Richtlinie (EU) N/XXX des Europdischen Parlaments und des Rates vom XX. XX.201X

tiber bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte (ABL. ...)"
3) In Anhang I der Richtlinie 2009/22/EG wird folgende Nummer angefiigt:

"16. Richtlinie (EU) N/XXX des Europdischen Parlaments und des Rates vom
XX XX 201X iiber bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler
Inhalte (ABI. ...)"

» Richtlinie (EU) N/XXX des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... iiber bestimmte

vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte (ABI. ...).
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Artikel 21

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in
Kraft, um dieser Richtlinie spétestens ab dem /erster Tag des Monats zwei Jahre nach

ihrem Inkrafttreten] nachzukommen.

(1a) Sie wenden diese Maflnahmen ab dem /6 Monate nach dem Umsetzungszeitpunkt

gemifp Absatz 1] an.

2) Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Verdffentlichung auf die vorliegende Richtlinie

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der nationalen Vorschriften mit,

die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 22
Uberpriifung

Die Kommission iiberpriift diese Richtlinie spatestens /[fiinf Jahre nach ihrem Inkrafttreten] und
legt dem Europdischen Parlament und dem Rat einen Bericht dazu vor. In dem Bericht ist unter
anderem zu priifen, ob es einer Harmonisierung der Vorschriften fiir Vertrége iiber die
Bereitstellung (...) von nicht von dieser Richtlinie erfassten digitalen Inhalten oder digitalen
Dienstleistungen bedarf (...), einschlieBlich der méglichen Anwendung der Richtlinie auf

integrierte digitale Inhalte.
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Artikel 23

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.

Artikel 24

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brissel am
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	– die Vertragsmäßigkeit digitaler Inhalte oder einer digitalen Dienstleistung,
	– die Abhilfen bei Vertragswidrigkeit oder nicht erfolgter Bereitstellung und die Modalitäten der Inanspruchnahme dieser Abhilfen, sowie
	– (...) die Änderung digitaler Inhalte oder einer digitalen Dienstleistung und die Beendigung langfristiger Verträge.
	i) die zum Zeitpunkt der Bereitstellung (...) besteht, wenn der Vertrag eine einmalige Bereitstellung oder eine Reihe einzelner Bereitstellungen vorsieht,51F  oder
	ii) die während der Vertragslaufzeit eintritt, wenn der Vertrag eine kontinuierliche Bereitstellung über einen bestimmten Zeitraum vorsieht (...).

